
19. Abgeordnete
Lamya Kaddor
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Aus welchem Grund hat das Bundesministerium 
des Innern (BMI) das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) angewiesen vorrangig 
Anträge von „arbeitsfähigen“ Syrern zu bearbei-
ten, mit dem Ziel diese nach Syrien rückzuführen 
(www.bild.de/politik/inland/asylantraege-wieder-
bearbeiten-dobrindt-will-junge-arbeitsfaehige-syr
er-abschieben-68e9ff9eec09503d99b73058), und 
inwiefern spielen arbeitsmarktpolitische Erwä-
gungen bei der Bearbeitung von Asylanträgen 
durch das BAMF eine Rolle?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 24. Oktober 2025

Im Asylverfahren prüft das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) in jedem Einzelfall, ob ein Abschiebungsverbot gemäß § 60 
Absatz 5 und 7 des Aufenthaltsgesetzes vorliegt. Hierbei hat es nicht nur 
Erkenntnisse zur Lage in Syrien heranzuziehen, sondern auch die indivi-
duelle Situation des jeweiligen Antragstellenden zu würdigen und be-
rücksichtigen.
Nach der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung darf für die Ver-
sagung eines Abschiebungsverbots nicht mit beachtlicher Wahrschein-
lichkeit zu erwarten sein, dass die betreffende Person in eine extreme 
materielle Notlage geraten wird, die es ihnen nicht erlaubt, ihre elemen-
tarsten Grundbedürfnisse hinsichtlich Unterkunft, Ernährung und Hygie-
ne zu befriedigen. Nach der Rechtsprechung ist im Rahmen dieser Wür-
digung unter anderem insbesondere der Umstand der Arbeitsfähigkeit 
von Bedeutung.
Im Übrigen gilt, dass aufgrund der volatilen Lage Entscheidungen und 
Widerrufsverfahren von Asylantragstellenden aus Syrien weiterhin bis 
auf Weiteres aufgeschoben werden, soweit die Lage für Beurteilung des 
Einzelfalls nicht ausreichend klar ist.

20. Abgeordnete
Dr.  Kirsten 
Kappert-Gonther
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ist es zutreffend, dass eine Bund-Länder-Arbeits-
gruppe „Bedrohungsmanagement/Gewaltpräven-
tion“ infolge der Beschlüsse „Innere Sicherheit 
angesichts der Anschläge von Aschaffenburg, 
Magdeburg, Mannheim und Solingen“ der Innen-
ministerkonferenz sowie „Prävention von Gewalt-
delikten von Menschen mit psychischen Erkran-
kungen“ der Gesundheitsministerkonferenz einge-
setzt wurde, die sich zu sensiblen Fragen des Da-
tenaustauschs im Hinblick auf psychisch kranke 
Straftäterinnen und Straftäter berät, und wenn ja, 
wie ist die Arbeitsgruppe zusammengesetzt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 24. Oktober 2025

Die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder 
(IMK) hat anlässlich ihrer 213. Sitzung vom 9. bis 11. Dezember 2020 
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die Einrichtung einer Bund-Länder-Offenen-Arbeitsgruppe „Früherken-
nung von potenziellen Amokläufern und Attentätern zur Verhinderung 
von Amoktaten und Anschlägen“ (BLAG FAVAA) beauftragt. Die 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat professionsübergreifend und interdis-
ziplinär mit Behördenvertretern und der Wissenschaft zusammenge-
arbeitet.
Auf ihrer 219. Sitzung vom 14. bis 16. Juni 2023 hat die IMK eine wei-
tere Befassung mit dem Thema in der neu eingesetzten BLAG „Früh-
erkennung und Bedrohungsmanagement“ (BLAG FEBM) beschlossen. 
Neben der Fortführung der Arbeiten BLAG FAAVAA wurde der Auftrag 
um die Betrachtung psychisch beeinträchtigter Menschen mit hohem 
Gewaltpotenzial mit und ohne Bezug zur politisch motivierten Krimina-
lität erweitert.
Anlässlich ihrer Sondersitzung am 27. Januar 2025 hat sich die IMK mit 
den Gewalttaten der jüngsten Vergangenheit befasst, bei denen oftmals 
Personen mit psychischen Auffälligkeiten als Täter in Erscheinung ge-
treten sind, und ein aktives Einbringen aller Länder in die BLAG FEBM 
gefordert (siehe Beschlussniederschrift zur Sondersitzung: www.innenm
inisterkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/2025_01_27/Besch
luss.pdf).
Die im Auftrag der IMK tätige BLAG FEBM wurde mithin schon vor 
der IMK-Sondersitzung eingerichtet und befasst sich auch mit Fragen 
der ressortübergreifenden Netzwerkarbeit und des Datenaustauschs. Die 
Beratungen dieser BLAG dauern an.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 17 
und 18 der Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke auf Bundestags-
drucksache 21/1172 verwiesen.
Auch die Gesundheitsministerkonferenz hat sich bei ihrer 98. Sitzung 
am 11. und 12. Juni 2025 unter TOP 12.1 mit der Prävention von Ge-
waltdelikten von Menschen mit psychischen Erkrankungen befasst und 
unter anderem beschlossen, in ihren Gremien Fragen in Bezug auf die 
rechtlichen Rahmenbedingungen sowie erforderliche Anpassungen und 
Verantwortlichkeiten zum Schutz der Bevölkerung, aber auch der psy-
chisch kranken Menschen zu klären (siehe www.gmkonline.de/Beschlue
sse.html). Die Beratungen der Länder hierzu dauern an.

21. Abgeordneter
Rocco Kever
(AfD)

Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Pflicht 
zur digitalen Einreichung biometrischer Passfotos 
seit dem 1. Mai 2025 vor dem Hintergrund der – 
aus meiner Sicht – erheblichen wirtschaftlichen 
Beeinträchtigung von Fotografenbetrieben als 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU), bei 
denen die Herstellung biometrisch konformer 
Passfotos eine zentrale Einnahmequelle darstellt, 
und wie bewertet die Bundesregierung die sozio-
ökonomischen Auswirkungen auf diese Betriebe 
unter Berücksichtigung der Förderung fairen 
Wettbewerbs?
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